
Insofern muss man an die Geschäftsgrundlage erin-
nern, die es damals in der Föderalismusreformkom-
mission gegeben hat. Hinzu kommt, dass zwischen-
zeitlich eingetretene Steuerrechtsänderungen den
vor uns liegenden Konsolidierungspfad immer steini-
ger und steiler erscheinen lassen. Immerhin belau-
fen sich die Mindereinnahmen, die durch das Bür-
gerentlastungsgesetz bedingt sind, für das Saarland
auf 70 Millionen. Das waren im Übrigen Entschei-
dungen, die auf die Große Koalition zurückgehen.
Weitere 40 bis 50 Millionen Mindereinnahmen sind
durch das Wachstumsbeschleunigungsgesetz be-
dingt. Die Landesregierung ging an dieser Stelle zu
Recht auf Distanz zu dieser Maßnahme.

Vor diesem Hintergrund gilt: Erstens. Wir brauchen
das Entgegenkommen des Bundes, wenn es jetzt
darum geht, die Voraussetzungen für die Auszah-
lung der Konsolidierungshilfe länderfreundlich zu ge-
stalten. Zweitens. Auch der Bund trägt eine Mitver-
antwortung dafür, dass die Länder eine realistische
Chance haben, ihrerseits die Schuldenbremse ein-
halten zu können. Ein Szenario etwa, wonach der
Bund weiterhin die Länder mit der Finanzierung von
Bundesinitiativen konfrontiert, ohne gleichzeitig für
finanziellen Ausgleich zu sorgen, ist auf Dauer nicht
hinnehmbar. Drittens. Wir sind im Übrigen beim De-
fizitabbau nicht unabhängig von den Entwicklungen,
die um uns herum stattfinden, weswegen klar zu sa-
gen ist: Wenn die Ländergesamtheit und der Bund,
bedingt durch welche Faktoren auch immer, einen
wenigstens vorübergehenden Defizitanstieg hinneh-
men, kann es von einem Land wie dem Saarland
schlechterdings nicht verlangt werden, dass wir un-
seren vorgegebenen Defizitabbau bedingungslos
einhalten. Es kann jedenfalls nicht sein, dass wir
durch von uns nicht zu verantwortende Umstände
unseren Anspruch auf Konsolidierungshilfe verlie-
ren. Genauso wenig kann von uns verlangt werden,
dass wir auf Dauer unter Standards bleiben, die
sonst wo selbstverständlich sind; denn das bliebe
nicht ohne Folgen für die Entwicklungschancen, für
die Perspektiven und die Standortqualität des Lan-
des. Diesen Gesichtspunkten sind wir nach wie vor
in einer besonderen Weise verpflichtet und küm-
mern uns mit entsprechendem Engagement.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und
Kollegen, ich fasse zusammen: Uns steht eine enor-
me Kraftanstrengung bevor. Wir stehen vor Heraus-
forderungen, die alles andere als alltäglich sind. In
diesem Zusammenhang kommt auf die seitens der
Landesregierung vorgeschlagene Haushaltsstruktur-
kommission eine wesentliche Aufgabe zu. Wir sind
dazu entschlossen, weiterhin Aufgaben und Ausga-
ben zu hinterfragen, tabufrei über die erneute Verän-
derung von Strukturen zu diskutieren und daraus
auch Schlussfolgerungen zu ziehen. Alle politischen

Kräfte in diesem Haus sollten an dieser Kommission
beteiligt sein: Vertreter der Landesregierung, die
Vorsitzenden aller Fraktionen, der Vorsitzende des
Haushaltsausschusses, darüber hinaus der Präsi-
dent des Rechnungshofes, aber auch externer
Sachverstand, der unverzichtbar ist.

Der Kollege Maas hat eben gesagt: „Jetzt bin ich
aber mal gespannt.“ Dazu darf ich sagen, worauf ich
gespannt bin. Ich bin gespannt, ob wir in der Lage
sind, ob alle Beteiligten in der Lage sind, ihrerseits
die Mitarbeit und das Engagement zu ihrer Sache zu
machen. Unsere Einladung steht. Wir hoffen an die-
ser Stelle auf eine Kooperation im Sinne des Landes
insgesamt.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und
Kollegen, lassen Sie mich zum Schluss festhalten:
Der Landeshaushalt 2010 ist wie alle Haushalte des
Bundes und der Länder geprägt durch die Erschütte-
rungen der Finanz- und Wirtschaftskrise. Wir haben
krisenbedingte Mindereinnahmen, wir haben krisen-
bedingte Mehrausgaben. Der Haushalt 2010 ist ein
Abbild dieser Krise. Allerdings ist auch der Hinweis
richtig und wichtig, dass der Haushalt 2010 auch
einen Beitrag zur Überwindung der Krise leistet. Ge-
rade darauf kommt es gegenwärtig ganz besonders
an.

Für den Haushaltsplan 2010 in Verbindung mit dem
Haushaltsgesetz erbitte ich die Zustimmung des
Parlaments. - Ich bedanke mich für Ihre Aufmerk-
samkeit.

(Anhaltender Beifall bei den Regierungsfraktio-
nen.)

Präsident Ley:
Ich danke dem Herrn Minister. - Die Fraktionen sind
übereingekommen, Aussprache und Abstimmung zu
den Gesetzentwürfen morgen früh durchzuführen.

Wir kommen zu Punkt 3 der Tagesordnung:

Erste Lesung des von der SPD-Landtagsfrak-
tion eingebrachten Gesetzes zur Änderung
der Verfassung des Saarlandes und des Ge-
setzes über Volksbegehren und Volksent-
scheid (Drucksache 14/115 - neu)

Zur Begründung des Gesetzentwurfes erteile ich
Frau Anke Rehlinger das Wort.

Abg. Rehlinger (SPD):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Das The-
ma Stärkung der Bürgerrechte durch mehr direkte
Demokratie stand in der vergangenen Legislaturperi-
ode mehrmals auf der Tagesordnung. Um genau zu
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sein: Wir haben fünf Mal im Plenum beraten. Über
einen Zeitraum von drei Jahren haben wir immer
wieder unseren Gesetzentwurf eingebracht, damals
noch Seite an Seite mit FDP und GRÜNEN, das Er-
gebnis war allerdings gleich null. Die Regelungen
zur Volksgesetzgebung sind nach wie vor praxisun-
tauglich. Sie sind sogar die bürgerunfreundlichsten
in ganz Deutschland. Dies wurde gerade wieder die-
ser Tage im dritten Volksentscheid-Ranking des
Vereins Mehr Demokratie e. V. bestätigt.

Das Saarland ist nach wie vor Schlusslicht in
Deutschland, wenn es um die Frage der Praxistaug-
lichkeit in Sachen Volksbegehren und Volksent-
scheid geht. Trauriger Beleg dafür ist, dass seit Ein-
führung des Gesetzes, also seit 60 Jahren, in die-
sem Bundesland kein einziger Volksentscheid er-
folgreich zum Abschluss gebracht werden konnte.
Entscheidender Grund dafür ist das absolute Fi-
nanztabu. Genau an diesem Punkt war - zumindest
in der vergangenen Legislaturperiode - die CDU
gänzlich unbeweglich. Bei der CDU war man viel-
mehr der Auffassung, dass alle Regelungsmaterien,
die sich auch nur im geringsten Umfang auf den
Haushalt auswirken, von der Volksgesetzgebung
ausgeschlossen sein sollten.

Stattdessen legte die CDU ein - wie in der Anhörung
beschrieben - Gesetz des schönen Scheins vor. Es
wurde weiter beschrieben, es sei ein Luftballon, aus
dem sofort die Luft entweiche, wenn man ihn nur an-
fasse. Es wurde gar als eine Mogelpackung be-
zeichnet, was wir hier als Beratungsgrundlage von
der CDU vorliegen hatten. Ich weiß nicht, ob die
CDU heute in der Sache anders denkt, möglicher-
weise nicht. Im Koalitionsvertrag steht allerdings
drin, dass man die restriktiven Regelungen des Fi-
nanztabus ändern will, das man Quoren absenken
und das Verfahren insgesamt erleichtern will sowie
das Instrument der Volksinitiative einführen will.

Allein diese Worte helfen in diesem Land jedoch kei-
nem weiter. Diesen Worten müssen auch Taten fol-
gen. Ich bin sogar der Auffassung, die Taten hätten
schon lange erfolgt sein müssen.

(Beifall bei den Oppositionsfraktionen.)

Denn wenn es nun eine, wie ich hoffe, verfassungs-
ändernde Mehrheit in diesem Hause gibt, dann gibt
es auch keinen Grund mehr, dieses Vorhaben auf
die lange Bank zu schieben. Vor diesem Hintergrund
ist es also mehr als verwunderlich, dass Sie, meine
sehr verehrten Damen und Herren von den Regie-
rungsfraktionen, noch keine Initiative ergriffen ha-
ben, dass Sie auch nach den Aussagen der GRÜ-
NEN-Landesvorsitzenden Willger-Lambert so
schnell nicht vorhaben, Verbesserungen auf den
Weg zu bringen.

Für diese Vorgehensweise, meine sehr verehrten
Damen und Herren, haben wir als SPD-Landtags-

fraktion kein Verständnis. Wir sind vielmehr der Auf-
fassung, dass es geradezu ein Gebot der demokrati-
schen Fairness ist, ein so grundsätzliches Thema
unmittelbar zu Beginn der Legislaturperiode auf den
Weg zu bringen. Nur so kann man gegenüber den
Bürgerinnen und Bürgern glaubwürdig auftreten.

(Beifall bei den Oppositionsfraktionen.)

Wenn man allerdings als Regierung erst alle umstrit-
tenen Projekte durchziehen will, bevor man den Bür-
gerinnen und Bürgern stärkere Beteiligungsrechte
einräumt, wenn man es so macht, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, verliert man natürlich
jegliche Glaubwürdigkeit, zumindest in dieser Frage.

Schlimmer noch: Es entsteht zu Recht der Eindruck,
dass die Regierung offenkundig Angst vor ihren Bür-
gerinnen und Bürgern hat. Sie, meine sehr verehrten
Damen und Herren, haben offensichtlich Angst,
dass Ihre Vorhaben von der Bevölkerung nicht ge-
tragen werden, dass Sie dafür keine ausreichende
Mehrheit in der Bevölkerung finden. Deshalb halten
Sie lieber vorerst an den Verhinderungsregelungen
fest, wie wir sie aktuell haben. In der Saarbrücker
Zeitung war es auch zu lesen: Jamaika hat Angst
vor dem Volk. - Eine Regierung, die Angst vor den
Bürgern hat, das ist mit Sicherheit ein Dokument des
Scheiterns.

(Beifall bei der SPD.)

Und falls Sie uns nicht glauben und sagen, das ist
alles wieder nur Gerede von der SPD, will ich Ihre
Aufmerksamkeit einmal auf entsprechende Presse-
verlautbarungen der Jugendorganisation der FDP,
der JuLis, lenken. Die haben dazu ganz interessante
Presseveröffentlichungen gemacht, die möglicher-
weise Rückschlüsse auf die eine oder andere Über-
legung in der Koalition zulassen. Ich darf an der
Stelle aus einer Pressemitteilung der JuLis zitieren:
„Im Wahlkampf und im Koalitionsvertrag wurde den
Bürgern mehr direkte Demokratie versprochen. Ein
so wichtiges Thema darf nicht bis zum Ende der Le-
gislaturperiode aufgeschoben werden.“ - Richtig!
Genau das habe ich eben gesagt. Ich zitiere weiter:
„Gerade die GRÜNEN, die mit am lautesten für
mehr direkte Demokratie gekämpft haben, müssen
jetzt dazu stehen.“ - Ich frage mich, warum die JuLis
sich Sorgen machen, dass die GRÜNEN vielleicht
nicht dazu stehen könnten. - Ich zitiere weiter: „Dazu
gehört, dass sie sich ihre umstrittenen Gesetzesvor-
haben in der Jamaika-Regierung von der saarländi-
schen Bevölkerung bestätigen lassen. Glaubwürdige
Politik verlangt, dass man nach einem Wahlsieg an
sich selber dieselben Maßstäbe setzt, wie man sie
zu Oppositionszeiten von anderen gefordert hat.“ -
So weit zur Pressemitteilung der JuLis.

(Beifall bei der SPD.)
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Die spitzen das sogar noch zu. Das war also nicht
nur ein Einzelläufer, den die herausgebracht haben,
sondern das hat offensichtlich Methode. In einer
weiteren Pressemitteilung heißt es, nachdem gerade
wieder festgestellt worden ist, dass wir Schlusslicht
sind: Wer wie die GRÜNEN vor der Wahl große Tö-
ne spuckt, muss sich hinterher auch daran halten. -
Offensichtlich sind die JuLis außerordentlich be-
sorgt, dass gerade die GRÜNEN möglicherweise
von ihrer Absicht abrücken, etwas für die Bürgerin-
nen und Bürger tun zu wollen.

Schließlich gibt es noch eine Pressemitteilung der
JuLis, die das Ganze bestens auf den Punkt bringt.
Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich hatte
mich bei der Vorbereitung der Rede eigentlich ge-
fragt: Was soll ich denn alles erzählen, ich habe ja in
der letzten Legislaturperiode schon fünf Mal zu die-
sem Thema gesprochen. Glücklicherweise bin ich
auf die Pressemitteilung der JuLis gestoßen. Da
steht all das drin, was man an dieser Stelle als Op-
position eigentlich sagen muss. Deshalb möchte ich
auch fortfahren und daraus zitieren: „Es kann nicht
sein, dass führende GRÜNEN-Politiker sich inner-
halb der Jamaika-Regierung dafür einsetzen, dass
die Vereinfachung des Volksentscheides auf die lan-
ge Bank geschoben wird.“

(Abg. Commerçon (SPD): Wer kann das nur
sein?)

Meine Damen und Herren, wer setzt sich denn da
als führender GRÜNEN-Politiker dafür ein, dass das,
was er vorher so vehement versprochen hat, jetzt
nicht auf den Weg gebracht werden soll, obwohl of-
fenkundig alle Mittel dafür zur Verfügung stehen? Es
heißt dann weiter: „Die GRÜNEN wollen mehr Mit-
bestimmungsrechte für die Bürger, aber bitte nur,
wenn die eigenen politischen Ideen dadurch nicht
gefährdet werden. Verantwortungsbewusst zu regie-
ren bedeutet auch, nicht gegen den Willen der Saar-
länderinnen und Saarländer zu handeln und sie in
die politische Entscheidungsfindung mit einzubezie-
hen, so wie es auch im Koalitionsvertrag vereinbart
worden ist. Wir fordern mehr Mitbestimmung bei
wichtigen politischen Entscheidungen, und zwar so-
fort.“ - Völlig zu Recht! Und es wird noch ein Absatz
eingefügt und damit mache ich das rund: „Dieses
Placebo-Argument“ - gemeint ist das Argument der
Kollegin Willger-Lambert - „dient doch nur dem takti-
schen Spiel, die Saarländerinnen und Saarländer
von diesen wichtigen Entscheidungen auszuschlie-
ßen und die Bürger in unserem Land zu bevormun-
den. Was von den GRÜNEN vor der Wahl verspro-
chen wurde, muss auch nach der Wahl gehalten
werden.“ - Recht hat der junge Mann! Das können
wir als SPD-Landtagsfraktion nur unterstützen.

(Beifall bei den Oppositionsfraktionen.)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, dass jetzt
ausgerechnet die GRÜNEN beim Thema mehr Bür-
gerbeteiligung, beim Thema mehr direkte Demokra-
tie im Bremserhäuschen sitzen, war nach den Ver-
lautbarungen der Vergangenheit ganz sicher nicht
zu vermuten. Aber wir als SPD hätten ja auch so ei-
niges anderes im Hinblick auf die GRÜNEN nicht
unbedingt vermutet. - Verwundert wird sich sicher-
lich auch der Verein Mehr Demokratie e. V. die Au-
gen reiben. Denn das vermeintlich beste Pferd im
Stall, nämlich die GRÜNEN, verweigert jetzt, wo es
darauf ankommt, vor dem Hindernis. Wir als SPD-
Landtagsfraktion hingegen bleiben auch in diesem
Punkt unserer Linie treu. Wir kämpfen auch weiter-
hin für mehr Bürgerbeteiligung und wollen daher mit
dem vorgelegten Gesetzentwurf die bisherige Alibi-
Volksgesetzgebung durch praxistauglichere Rege-
lungen ersetzen. Wir haben dabei auch eine Reihe
von Anregungen aus der Anhörung der letzten Le-
gislaturperiode berücksichtigt und den Gesetzent-
wurf entsprechend weiterentwickelt. Neu eingeführt
werden soll das Instrument der Volksinitiative, sozu-
sagen eine Befassungspflicht für den saarländi-
schen Landtag. Auf der Stufe der Volksbegehren se-
hen wir gleich in mehrfacher Hinsicht Veränderungs-
bedarf. Zunächst einmal senken wir das Unterstüt-
zungsquorum von 20 Prozent auf 8 Prozent, das
heißt von 160.000 auf 64.000 Unterstützer. Außer-
dem verlängern wir die Frist für das Sammeln der
Unterschriften von 14 Tagen auf drei Monate und
lassen zusätzlich zur Amtseintragung auch die freie
Unterschriftensammlung zu.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, damit er-
reichen wir gerade auch in der konkreten Kombinati-
on der Änderungen weitreichende Verbesserungen.
Wichtig ist aber vor allem, dass wir die bestehende
Blockade durch das absolute Finanztabu auflösen.
Bisher war es so, dass alle Gesetze, deren materiel-
le Umsetzung finanzielle Folgen haben, von der
Volksgesetzgebung ausgeschlossen waren. Dieses
absolute Finanztabu ist natürlich ein K.o.-Kriterium
für die ganz überwiegende Anzahl von Themen. Ei-
ne solche Vorzensur ist nach unserer Auffassung
mit einer echten Bürgerbeteiligung nicht vereinbar.
Insofern ist es nur konsequent, auch hier Verände-
rungen vorzunehmen. Nach unserem Vorschlag sind
Volksbegehren erst dann unzulässig, wenn sie 0,5
Prozent des Landeshaushaltes überschreiten. Dies
ist ein Vorschlag, der sich an die aktuelle Rechtspre-
chung anlehnt und so in der vergangenen Legisla-
turperiode auch von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN gemacht wurde. Dies ist, wie ich meine,
ein Kompromissvorschlag, dem auch die CDU, die
zumindest in der Vergangenheit am absoluten Fi-
nanztabu festhalten wollte, zustimmen könnte.

Ich möchte auch den Punkt Volksentscheid anspre-
chen. Während nach der derzeitigen Regelung noch
50 Prozent der Stimmberechtigten dem Gesetz zu-
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stimmen müssen - das sind rund 400.000 Wahlbe-
rechtigte -, würde die Hürde durch unseren Gesetz-
entwurf erheblich gesenkt werden. Wir schlagen ein
Beteiligungsquorum von 25 Prozent und eine einfa-
che Mehrheit, bezogen auf die tatsächlich abgege-
benen Stimmen, vor. Gleichzeitig soll das rechtmä-
ßige Zustandekommen von Volksbegehren eine auf-
schiebende Wirkung für die Regelungsmaterie ent-
falten, sodass dem Volksbegehren nicht nachträg-
lich durch Änderung der gesetzlichen Ausgangslage
der Boden unter den Füßen entzogen werden kann.
So geschehen in der letzten Legislaturperiode bezo-
gen auf die Debatte zu den Grundschulschließun-
gen. Und schließlich sollen die Abstimmungsberech-
tigten mit einer Karte benachrichtigt und umfassend
über den Gegenstand des Volksentscheides infor-
miert werden. Letztlich sollte es nach unserer Mei-
nung auch möglich sein, per Volksentscheid die Ver-
fassung zu ändern, natürlich nach Überwindung der
entsprechend höher zu legenden Hürden. 50 Pro-
zent der Stimmberechtigten müssen daran teilneh-
men und zwei Drittel der abgegebenen Stimmen auf
den Vorschlag entfallen. Bisher ist eine Änderung
der Verfassung per Volksentscheid gänzlich ausge-
schlossen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir halten
unseren Vorschlag für ausgewogen und auch für zu-
stimmungsfähig, sodass er in diesem Hause auch
eine Zweidrittelmehrheit erreichen könnte, wenn Sie
es denn tatsächlich wollten, wenn Sie es vor allem
auch zu diesem Zeitpunkt wollten. Wenn es hier
überhaupt eine Debatte über diesen Vorschlag ge-
ben wird, werden wir uns nicht um zwei oder drei
Prozent rauf oder runter streiten, um eine oder zwei
Wochen Frist oder darum, ob länger oder kürzer.
Wir wären selbstverständlich gesprächsbereit, wenn
es Ihnen überhaupt darum ginge, Verbesserungen
bei der Bürgerbeteiligung zu erreichen. Wir folgen
mit unserem Vorschlag dem Motto „Das Machbare
umsetzen, ohne dabei das Wünschenswerte aus
dem Auge zu verlieren.“

Meine sehr verehrten Damen und Herren, man darf
nicht in schöner Regelmäßigkeit in Wahlanalysen
die geringe Wahlbeteiligung als Ausdruck von Poli-
tikverdrossenheit beklagen, zwischen den Wahlter-
minen dann aber alles dafür tun, dass die Politikver-
drossenheit eher größer als kleiner wird. Der Politik-
verdrossenheit leistet man aber Vorschub, indem
man mit Alibiregelungen eine Bürgerbeteiligung vor-
gaukelt, die so nicht funktionieren kann.

(Zuruf des Abgeordneten Schmitt (CDU).)

Wir von der SPD wollen eine faire und bürgerfreund-
liche Demokratie. Wir wollen, dass die Bürgerinnen
und Bürger die Demokratie auch leben können. Wir
sind bereit, hier und heute das dafür Erforderliche zu
tun. - Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei den Oppositionsfraktionen.)

Präsident Ley:
Ich eröffne die Aussprache. - Das Wort hat Herr
Fraktionsvorsitzender Hubert Ulrich.

(Abg. Spaniol (DIE LINKE): Eigentlich müsste ich
jetzt rausgehen. - Heiterkeit bei den Oppositions-
fraktionen.)

Abg. Ulrich (B 90/GRÜNE):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Plebiszite sind eine wichtige Möglichkeit, die
Menschen in einer Demokratie auf direktem Wege
an der Demokratie zu beteiligen.

(Zurufe von der LINKEN: Bravo!)

Alle Parteien beklagen sich zu Recht seit langen
Jahren über ein hohes Maß an Politikverdrossen-
heit, über zurückgehende Wahlbeteiligungen, über
ein zu geringes Engagement der Menschen in den
Parteien. Allerdings trägt die politische Klasse selbst
immer munter und kräftig zu dieser Politikverdros-
senheit bei.

(Zurufe von der LINKEN: In der Tat! - Abg.
Schmidt (SPD): Ein wahres Wort!)

Wir erleben ja gerade im Saarland einige nette Bei-
spiele dafür.

(Zuruf des Abgeordneten Commerçon (SPD).)

Schuld, Herr Commerçon, sind natürlich immer die
anderen. Die Folge davon ist,

(Abg. Schnitzler (DIE LINKE): Was denn?)

dass sich in unserem Lande immer mehr Menschen
von der Parteipolitik abwenden.

(Abg. Hoffmann-Bethscheider (SPD): Ja, ganze
Arbeit geleistet!)

Und daran, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, gerade auch Sie von der Opposition, können wir
alle kein Interesse haben.

(Abg. Schnitzler (DIE LINKE): Zustimmung! Dann
fangen Sie mal an!)

Denn das bedeutet am Ende einen Schaden für die
Demokratie insgesamt.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Geht es aber um konkrete Themen,

(Abg. Schnitzler (DIE LINKE): Ja, was ist dann?)

dann sieht die Welt sehr schnell ganz anders aus.

(Lautes Lachen und Beifall bei den Oppositions-
fraktionen.)

Ich weiß, worüber ich da rede,
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